Prof. Dr. Bernd Grzeszick, LL.M.
Fall 1 zum Staatshaftungsrecht
E ist Eigentümer eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes im Schwarzwald, der unter anderem einen nachhaltig bewirtschafteten Wald von über 50 ha umfasst, dessen Erträge die Existenzgrundlage des E bilden. Seit Mitte der 1970er Jahre ist der Baumbestand des E von sichtbaren Schädigungen gezeichnet, die Anfang der 1980er Jahre zu einem Schaden von über 100.000,- DM führen. Der Schaden setzt sich zusammen aus entgangenem Gewinn sowie verstärkten Rekultivierungsbemühungen, um den Bestand des Waldes zu erhalten.

Ursache der Schäden ist das Phänomen des „Sauren Regens“, bei dem emittentenferne und großräumig wirkende, insbesondere grenzübergreifende Luftverunreinigungen mit Schwefeldioxid und Stickoxyden dazu führen, dass das Regenwasser einen erheblich gesenkten pH-Wert aufweist, was zu Schäden an Nadeln, Rinde und Wurzeln der Bäume führt. Ursächliche Emittenten sind unter anderem gewerbliche und industrielle Anlagen mit hohen Abgasschornsteinen, private Feuerungsanlagen sowie Kraftfahrzeuge und Luftverkehrsfahrzeuge. Die Einzelheiten der Entstehung und der Auswirkungen des „Sauren Regens“ sind in ihren Voraussetzungen und Folgen allerdings nur wenig bestimmt.

E ist der Ansicht, dass er die Schäden an seinem Wald weder zu verantworten noch zu tragen habe. Vielmehr sei die öffentliche Hand verantwortlich, die den „Sauren Regen“ mitbefördere oder dessen Entstehung zumindest zulasse und damit gegen Vorschriften des BImSchG, des BGB und des Verfassungsrechts verstoße.

E verlangt daher vom Land Baden-Württemberg und von der Bundesrepublik Deutschland Ersatz seiner Schäden i.H.v. 100.000,- DM.
Frage: Hätte eine entsprechende Klage vor dem örtlich zuständigen Landgericht Aussicht auf Erfolg?
Zusatzfrage: Könnte E gegen ein letztinstanzliches klageabweisendes zivilgerichtliches Urteil erfolgreich Verfassungsbeschwerde einlegen?
Fall nach BGHZ 102, 350 ff.; BVerfG NJW 1998, 3264 ff.
